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 Abstract 

 

Abstract 

Das Dossier analysiert Local Content Requirements (LCRs) im Kontext aktueller indust-
riepolitischer Debatten, in denen die Stärkung regionaler Wertschöpfung, industrieller 
Resilienz und strategischer Autonomie im Vordergrund steht. Vor dem Hintergrund glo-
baler Krisen, geopolitischer Spannungen und der Transformation zu einer klimaneutra-
len Wirtschaft gewinnen staatliche Steuerungsinstrumente zur gezielten Beeinflussung 
von Investitions- und Produktionsentscheidungen zunehmend an Bedeutung. 

LCRs werden dabei als ein spezifischer, historisch gewachsener Ansatz eingeordnet, der 
direkt auf die Lokalisierung von Wertschöpfung abzielt. Ihre Wirkungslogik dient im 
Dossier jedoch primär als analytischer Referenzpunkt, um andere industriepolitische In-
strumente systematisch einordnen und vergleichen zu können. 

Im Zentrum der Analyse steht daher ein breites Spektrum alternativer Maßnahmen, von 
standortgebundenen Subventionen über öffentliche Beschaffung und regulatorische 
Vorgaben bis hin zu finanziellen und strukturellen Rahmeninstrumenten. Diese Instru-
mente werden anhand zentraler Kriterien wie Verpflichtungsgrad, Eingriffstiefe, Stand-
ortspezifik und Zielorientierung vergleichend bewertet. 

Die Ergebnisse zeigen, dass moderne Industriepolitik zunehmend über indirekte, kondi-
tionale und kombinierbare Instrumente erfolgt, die gezielt Anreize setzen, ohne expli-
zite Lokalisierungsvorgaben zu formulieren. Ihre Wirksamkeit ergibt sich insbesondere 
aus ihrem Zusammenspiel sowie aus ihrer Einbettung in übergeordnete industrie- und 
klimapolitische Strategien. 

1  Einleitung 

Die industriepolitische Debatte hat sich in den vergangenen Jahren deutlich verscho-
ben. Während lange Zeit Marktintegration und Effizienzgewinne durch Globalisierung 
im Vordergrund standen, rücken heute verstärkt Fragen der Resilienz, der Versorgungs-
sicherheit und der strategischen Kontrolle über Wertschöpfungsketten in den Fokus. 

Diese Entwicklung hat zu einer Neubewertung staatlicher Eingriffe in wirtschaftliche 
Prozesse geführt. Regierungen greifen zunehmend auf Instrumente zurück, die Investi-
tionsentscheidungen, Produktionsstrukturen und Lieferketten gezielt beeinflussen, um 
industrielle Kapazitäten im eigenen Wirtschaftsraum zu sichern oder aufzubauen. 

Local Content Requirements (LCRs) stellen einen besonders direkten Ansatz dieser 
Steuerungslogik dar. Sie zielen darauf ab, Wertschöpfung explizit an einen Standort zu 
binden. In der praktischen Industriepolitik spielen sie jedoch – insbesondere im europäi-
schen Kontext – nur eine begrenzte Rolle. 

Stattdessen hat sich ein differenziertes Instrumentarium entwickelt, das ähnliche Ziele 
verfolgt, jedoch stärker auf indirekte Steuerung, Anreizmechanismen und strategische 
Rahmenbedingungen setzt. Dazu zählen unter anderem Subventionen, regulatorische 
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Vorgaben, öffentliche Beschaffung sowie finanzielle und strukturelle Förderinstru-
mente. 

Das Dossier setzt genau an dieser Stelle an: LCRs dienen als analytischer Ausgangs-
punkt, im Zentrum steht jedoch die systematische Einordnung und Bewertung alterna-
tiver Instrumente. Ziel ist es, deren Funktionsweise, Wirkungslogik und praktische Rele-
vanz im Kontext moderner Industriepolitik transparent zu machen. 

2  Was sind Local Content Requirements? 

Local Content Requirements (LCRs) sind industriepolitische Instrumente, die darauf ab-
zielen, wirtschaftliche Aktivitäten gezielt an einen bestimmten Standort zu binden. Sie 
verpflichten oder veranlassen Unternehmen, einen festgelegten Anteil ihrer Wertschöp-
fung – etwa in Form von Vorleistungen, Produktionsschritten oder Investitionen – in-
nerhalb eines Landes oder Wirtschaftsraums zu erbringen. 

Charakteristisch für LCRs ist ihr direkter Eingriff in unternehmerische Entscheidungen. 
Sie beeinflussen insbesondere die Auswahl von Lieferanten, die Struktur von Wert-
schöpfungsketten sowie Standortentscheidungen von Unternehmen. Damit unterschei-
den sie sich von vielen anderen industriepolitischen Instrumenten, die primär über An-
reize oder Rahmenbedingungen wirken. 

Diese Vorgaben können sowohl direkt gesetzlich definiert als auch indirekt als Konse-
quenz von anderweitig gestalteten Mechanismen entstehen. Sie können die Herstel-
lung eines Teils der Waren im Land betreffen oder auch den Anteil an heimischen, in 
der Produktion verwendeten Vorleistungen betreffen. Cremers (2022, S. 42–50) gibt 
einen Überblick über mögliche Implementierungsformen von LCRs und nennt dabei ins-
besondere primär- und sekundärgesetzliche Vorgaben, staatliche Vergabeverfahren so-
wie intransparentes Handeln staatlicher Organe ohne formelle Grundlage.  

Für die Analyse im vorliegenden Dossier ist jedoch weniger ihre konkrete Ausgestaltung 
entscheidend als vielmehr ihre grundlegende Wirkungslogik: LCRs kombinieren einen 
hohen Verpflichtungsgrad, eine starke Eingriffstiefe und eine klare Standortbindung. 

Gerade diese Kombination macht sie zu einem geeigneten Referenzpunkt, um andere 
industriepolitische Instrumente systematisch einzuordnen. Viele der heute eingesetzten 
Maßnahmen verfolgen ähnliche Ziele, erreichen diese jedoch über indirektere und fle-
xiblere Mechanismen. 
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Local Content Requirements haben ihre Wurzeln in der klassischen Industrie- und Ent-
wicklungspolitik des 20. Jahrhunderts, wie der Zeitstrahl in Abbildung 1 zeigt. Dabei ist 
vor allem in der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts die erste Entwicklung von In-
strumenten zu beobachten. 

 

 

 

 

Abbildung 1: Local Content Requirements Zeitstrahl. Quelle: Eigene Darstellung. 
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Die Theoretischen Grundlagen | ab 1930er 

Die Diskussion um importsubstituierende Entwicklungsstrategien reicht weiter zurück 
als ihre breite praktische Umsetzung. Bereits in den 1930er- und 1940er-Jahren ent-
stand in der wirtschaftswissenschaftlichen und wirtschaftspolitischen Debatte die 
Grundidee, dass Entwicklungsländer ihre Abhängigkeit von Importen reduzieren und 
eigene industrielle Kapazitäten aufbauen sollten.  

Insbesondere in Lateinamerika entwickelten Ökonomen wie Raúl Prebisch und die im 
Jahr 1948 gegründete UN-Wirtschaftskommission für Lateinamerika (ECLAC/CEPAL) 
eine strukturalistische Kritik an der internationalen Arbeitsteilung (United Nations 
1950). Sie argumentierten, dass rohstoffexportierende Peripherieländer gemäß der Pre-
bisch-Singer-These langfristig durch sich verschlechternde Terms of Trade systematisch 
benachteiligt seien und nur durch den Aufbau eigener Industrie Wertschöpfung und 
Beschäftigung sichern könnten. In dieser frühen Phase stand weniger die konkrete Aus-
gestaltung einzelner Instrumente im Vordergrund als vielmehr die grundsätzliche Ab-
kehr vom freien Handel als Entwicklungsstrategie. In diese Zeit fällt auch die Strategie-
entwicklung hin zur „Import Substitution Industrialization (ISI)“ (Bussell 2023), bei der 
es primär um drei Schritte ging: 

I. Inländische Produktion von zuvor importierten einfachen Verbrauchsgütern 
kurzer Lebensdauer. 

II. Ausweitung der inländischen Produktion auf ein breiteres Spektrum langlebi-
ger Konsumgüter und komplexerer Industrieprodukte. 

III. Export von Industriegütern und fortgesetzte industrielle Diversifizierung. 
 
Gleichzeitig wurde mit dem General Agreement on Tariffs and Trade (GATT) von 1947 
erstmals ein multilateraler Rahmen geschaffen, der auf den Abbau von Zöllen und 
mengenmäßigen Beschränkungen sowie auf das Prinzip der Nichtdiskriminierung im in-
ternationalen Handel abzielte. Industriepolitische Maßnahmen wie Importsubstitution 
oder lokale Wertschöpfungsvorgaben wurden dadurch nicht unmittelbar untersagt, ge-
rieten jedoch zunehmend in Spannung zu den Grundprinzipien des GATT wie der 
Meistbegünstigung (Art. I GATT) und der Inländerbehandlung (Art. III GATT) (NWB Ver-
lag 2026). LCR im Speziellen sind insbesondere unvereinbar mit dem Prinzip der Inlän-
derbehandlung. In der Praxis blieb der Handlungsspielraum für solche Instrumente in 
den ersten Jahrzehnten dennoch groß, da zahlreiche Ausnahmen, Übergangsregelun-
gen und eine begrenzte Durchsetzung bestanden (Jordan 2023).  

Die Anfänge | 1950er- 1970er-Jahre 

Erst ab den 1950er-Jahren wurde Importsubstitution in vielen Ländern systematisch zur 
praktischen wirtschaftspolitischen Leitlinie. In dieser Phase entstanden die ersten kon-
kreten Politikinstrumente, die rückblickend als Vorläufer moderner Local Content Re-
quirements verstanden werden können. Typisch für diese Zeit waren: 

 hohe Zölle auf Industrieimporte, 
 staatlich gesteuerte Investitionsprogramme, 
 Vorgaben zur lokalen Produktion von Vorleistungen, sowie 
 die gezielte Ansiedlung ausländischer Unternehmen unter lokalen Produktions-

auflagen. 

General Agreement on Tariffs 
and Trade (GATT) Art III 
 
Artikel III GATT enthält den 
Grundsatz der Inländerbehand-
lung: Eingeführte Waren dürfen 
im Binnenmarkt nicht schlechter 
behandelt werden als gleichartige 
inländische Waren, etwa bei Steu-
ern oder Regulierungen. Er ver-
langt keine Marktöffnung, regelt 
aber, dass nach dem Marktzu-
gang keine diskriminierenden in-
nerstaatlichen Maßnahmen zum 
Schutz der heimischen Produktion 
angewendet werden dürfen. 
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Beispiele finden sich insbesondere in Lateinamerika (z. B. Brasilien, Mexiko, Argen-
tinien), aber auch in Indien und einzelnen afrikanischen Ländern nach der Unab-
hängigkeit. In der Automobil-, Stahl- und Konsumgüterindustrie wurden Unterneh-
men häufig verpflichtet, einen steigenden Anteil lokaler Komponenten zu verwen-
den oder Produktionsschritte im Inland durchzuführen. Diese Vorgaben waren sel-
ten formal als Local Content Requirements geführt, erfüllten, aber funktional ge-
nau diese Rolle. 

Frühe Praxisbeispiele aus Brasilien und Norwegen 

Automobilindustrie in Brasilien  

Ein häufig zitiertes frühes Beispiel ist die Automobilindustrie in Brasilien in den 
1950er- und 1960er-Jahren, als die Regierung im Rahmen des „Plano de Metas“ 
von Präsident Juscelino Kubitschek schrittweise sehr hohe Local Content Require-
ments (bis zu etwa 95% inländischer Wertschöpfung) für PKW und Nutzfahrzeuge 
einführte (Koordination durch die GEIA – Grupo Executivo da Indústria Automo-
bilística). Die brasilianische Regierung verpflichtete internationale Automobilherstel-
ler de facto dazu, einen stetig wachsenden Anteil von Fahrzeugkomponenten lokal 
zu produzieren, indem sie hohe Importzölle und andere Anreize an die Erfüllung 
dieser Lokalisierungsvorgaben knüpfte. Ziel war der Aufbau einer nationalen Zulie-
ferindustrie und die Schaffung industrieller Arbeitsplätze, insbesondere in der Re-
gion São Paulo, wo sich ein dichtes Netz von Teilezulieferern ansiedelte. Diese Poli-
tik trug nach ökonomischen Analysen wesentlich zur Entstehung eines breiten in-
dustriellen Clusters im Automobilsektor bei, ging jedoch mit höheren Fahrzeugprei-
sen, abgeschirmtem Wettbewerb und Effizienzverlusten durch protektionistische 
Marktstrukturen einher (Pascoal et al. 2023). 

Öl- und Gassektor in Norwegen 

Ein weiteres Beispiel findet sich im Öl- und Gassektor in Norwegen ab dem späten 
1960er- und frühen 1970er-Jahren, als im Zuge der Entdeckung der Nordseevor-
kommen eine aktive nationale Erdölpolitik entwickelt wurde. Obwohl Norwegen 
heute als offene Volkswirtschaft gilt, nutzte der Staat beim Aufbau der Offshore-
Ölindustrie LCR-Instrumente. Dazu zählten eine dominante Beteiligung des Staats-
unternehmens Statoil an Lizenzen und Vorgaben in Konzessions- und Ausschrei-
bungsverfahren, um norwegische Unternehmen und in Norwegen erbrachte Leis-
tungen gezielt zu fördern. In den 1970er- und 1980er-Jahren sah das petroleum-
rechtliche Regelwerk vor, dass norwegische Güter und Dienstleistungen bei der 
Vergabe von Aufträgen bevorzugt werden sollten, sofern sie bei Preis, Qualität, Lie-
ferzeit und Service wettbewerbsfähig waren. Zusätzlich überwachten die Behörden 
systematisch die Vergabe größerer Verträge. Diese LCR-orientierten Ansätze trugen 
maßgeblich dazu bei, eine international wettbewerbsfähige Zuliefer- und Dienst-
leistungsindustrie im Offshore Energiesektor aufzubauen und technologische sowie 
organisatorische Kompetenzen im Land zu verankern, auch wenn später im Zuge 
der Einbindung in den Europäischen Wirtschaftsraum explizite Bevorzugungsregeln 
zurückgenommen werden mussten (Yale Case Study Research and Development). 
Diese Beispiele verdeutlichen, dass Local Content Requirements sowohl in Entwick-
lungs- als auch in Industrieländern eingesetzt wurden und nicht ausschließlich als 
protektionistische Instrumente zu verstehen sind, sondern auch als entwicklungs-
politisches Steuerungsinstrument genutzt wurden. 



8 

 

 Was sind Local Content 
Requirements? 

 

Diese Beispiele verdeutlichen, dass Local Content Requirements sowohl in Entwick-
lungs- als auch in Industrieländern eingesetzt wurden und nicht ausschließlich als pro-
tektionistische Instrumente zu verstehen sind, sondern auch als entwicklungspolitisches 
Steuerungsinstrument genutzt wurden. 

Veränderung durch WTO | 1980er- und 1990er-Jahren 

In den 1980er- und 1990er-Jahren gerieten LCRs zunehmend unter Druck. Mit der 
Liberalisierung des Welthandels, der stärkeren internationalen Arbeitsteilung und der 
Gründung der Welthandelsorganisation (WTO) wurden klassische LCRs als handelsver-
zerrend eingestuft. Das WTO-Übereinkommen über handelsbezogene Investitionsmaß-
nahmen (TRIMs) schränkte den Einsatz verpflichtender Local Content Requirements 
deutlich ein (World Trade Organization). In dieser Phase verloren LCRs vor allem in In-
dustrieländern an Bedeutung. 

Der bereits thematisierte Art. III Abs. 4 des der Gründung der WTO vorausgehenden 
GATT-Abkommens betrifft den Warenhandel. Das darin kodifizierte Prinzip der Inlän-
derprinzip untersagt Staaten die Schlechterstellung von aus dem Ausland eingeführten 
Waren gegenüber im Inland hergestellten Waren. Bemerkenswert ist an dieser Stelle, 
dass diese Vorschrift sehr weit auszulegen ist, wie u. A. Cremers (2022, S. 71) feststellt. 
Umgehungsversuche durch kreative Gesetzgebung werden somit erheblich erschwert 
und im Wesentlichen ausgeschlossen. Abweichungen davon, also Benachteiligungen 
ausländischer Anbieter, sind folglich nur für möglich, sofern sie (1) nicht unter Art. III 
GATT fallen oder (2) durch die Ausnahmetatbestände von Art. III GATT unberührt blei-
ben und nicht durch andere WTO-Abkommen geschützt werden.  

Lima Figueiredo (2022, S. 163–164) stellt fest, dass sämtliche Ausnahmen des GATT 
„praktisch unmöglich“ auf LCRs anwendbar seien. In anderen Worten können LCR 
demzufolge nicht in einer mit dem GATT-Abkommen vereinbaren Weise umgesetzt 
werden. Das betrifft auch die für Deutschland wichtigsten Ausnahmen für Umwelt- 
oder sicherheitsrelevante Güter. Weiterhin ist in Art. III Abs. 8 GATT die öffentliche Be-
schaffung ausgenommen. Dies gilt allerdings nur unter der Voraussetzung, dass die be-
treffenden Waren vom Staat selbst beschafft und allein für staatliche Zwecke ver-
braucht werden. Dies wird in den meisten Fällen nicht der Fall sein. Außerdem ist diese 
Ausnahme eng auszulegen (Cremers 2022, S. 119–121).  

Über das GATT hinaus sind Batra und Bafna (2018) zufolge LCR unter Berufung auf 
den Umwelt- oder Gesundheitsschutz nur dann WTO-konform, wenn sie sowohl erfor-
derlich sind, um anderen Gesetzen zu genügen (wobei diese Gesetze ihrerseits keinen 
WTO-Regeln entgegenstehen dürfen) als auch keine anderen Maßnahmen als LCRs 
möglich sind, um den Umwelt- und Gesundheitsgesetzen zu entsprechen (Batra und 
Bafna 2018, S. 422–423).  

Das WTO-Abkommen über Subventionen und Ausgleichsmaßnahmen (ASCM) verbietet 
Subventionen, welche zu einer besseren Behandlung inländischer Güter führen bzw. 
ausländische Anbieter benachteiligen (Cremers 2022). Damit Subventionen untersagt 
sind, müssen Staaten sie allerdings selbstverpflichtend auf einer offiziellen Liste benen-
nen. Dies schränkt die Wirkung des Verbotes ein. Cremers (2022, S. 182) befindet, dass 
der Subventionsbegriff des Abkommens Spielraum für Ungleichbehandlungen von in- 
und ausländischen Gütern lässt, weist jedoch darauf hin, dass das Abkommen 

Agreement on Trade-Related 
Investment Measures (TRIMs) 
 
TRIMs ist ein WTO-Abkommen, 
das Staaten bestimmte Investiti-
onsregeln verbietet, wenn sie den 
internationalen Warenhandel un-
fair beeinträchtigen. Es untersagt 
zum Beispiel Vorgaben, dass Un-
ternehmen nur heimische Vorpro-
dukte verwenden dürfen. 
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grundsätzlich auch die öffentliche Beschaffung betrifft und in dieser Hinsicht über Art. 
III Abs. 8 hinausgeht. Zuwendungen zur Unterstützung von Forschung sind nach Art. 8 
Abs. 2 (a) ASCM nicht zu beanstanden, sofern sie definierte Grenzwerte nicht über-
schreiten, direkten Bezug zur Forschung haben und weitere Kriterien erfüllen. Das Ab-
kommen über öffentliche Beschaffung (GPA) schließt unter bestimmten Bedingungen 
Preisvorteile für einheimische Firmen der GPA-Mitgliedsstaaten aus (Hufbauer et al. 
2013). Dennoch können auch unter dem GPA zulässige LCR weiterhin durch Art. III 
GATT untersagt sein (Lima Figueiredo 2022).  

Ausländische Firmen in inländischen Joint Ventures auf die Rolle von Minderheitseigen-
tümern zu beschränken, ist für sich genommen kein Local Content Requirement. Die 
Verteilung der Stimmrechte kann allerdings genutzt werden, um verstärkt auf die Ver-
wendung von Local Content hinzuwirken. Eine WTO-Beschwerde zur Feststellung der 
Unrechtmäßigkeit solcher Maßnahmen, WTO (2019), ist bis dato nicht entschieden.  

Laut Cimino et al. (2014) wurden bis zum Jahr 2014 lediglich drei der zahlreichen, in-
folge der Weltwirtschaftskrise in den Jahren 2007/2008 eingeführten LCRs und damit 
verbundene staatliche Investitionsprogramme bei der WTO angefochten. Dies legt 
nahe, dass Staaten billigend oder gar bewusst in Kauf nehmen, mit LCRs gegen gelten-
des Recht zu verstoßen (Cremers 2022; Hufbauer et al. 2013). 

Veränderung des Fokus | 2000er-Jahre bis heute 

Seit den 2000er-Jahren ist jedoch eine schrittweise Rückkehr zu LCR-ähnlichen Instru-
menten zu beobachten, die häufig in neuer, indirekter Form auftreten. Insbesondere im 
Energie-, Rohstoff- und Infrastrukturbereich wurden lokale Wertschöpfungsanforderun-
gen wieder verstärkt eingesetzt, beispielsweise zur Förderung erneuerbarer Energien 
oder zur Sicherung strategischer Lieferketten. Dies zeigt sich auch in den Konsultations-
anfragen an den TRIMS-Ausschuss bezüglich der Veränderungen in den Branchen mit 
Local-Content-Bezug.  

In den Jahren 1995 bis 2021 wurden 67 WTO-Konsultationsanfragen im Zusammen-
hang mit Local Content Requirements gestellt (Ing und Grossman 2024). In den späten 
1990er- und frühen 2000er-Jahren betrafen LCR-bezogene WTO-Konsultationen vor 
allem das klassische verarbeitende Gewerbe, insbesondere die Automobil- und Zuliefer-
industrie. Ab den 2000er- und besonders in den 2010er-Jahren verlagerte sich der 
Schwerpunkt deutlich auf erneuerbare Energien (Solar, Wind) sowie Elektronik und Te-
lekommunikation, wie die Streitfälle aus Canada – Renewable Energy / Feed-in Tariff 
Programme (WT/DS412/426) (World Trade Organization) und India – Solar Cells 
(WT/DS456) (World Trade Organization 2023) zeigen. 

 

 

 

 

 

WTO-Fall: Canada – Renewa-
ble Energy / Feed-in Tariff Pro-
gramme (WT/DS412/426) 

Kanada koppelte garantierte Ein-
speisevergütungen für Strom aus 
erneuerbaren Energien an Min-
destanteile von in Ontario herge-
stellter Ausrüstung. Dies wurde als 
nach GATT III:4 und TRIMs 2.1 
WTO-rechtswidrig eingestuft. 

WTO-Fall: India – Solar Cells 
(WT/DS456) 
 
Im Rahmen der National Solar 
Mission band Indien den Zugang 
zu Einspeiseverträgen an die 
Pflicht, in Indien produzierte Solar-
zellen und Module zu verwenden. 
Dadurch wurden ausländische 
Produkte diskriminiert und gegen 
die Vorgaben von GATT III:4 sowie 
TRIMs verstoßen. 
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Verarbeitendes Gewerbe    IT-Hardware 
Automobil- und Zulieferindustrie   Cybersicherheit 
      digitale Infrastruktur  
      Pharma- und Medizinprodukte  
 
 

 
 
 

    Erneuerbare Energien  
   Elektronik und Tele- 
    Kommunikation 

 
Abbildung 2: Schematische Darstellung der Veränderung der Streitfälle. Quelle: Eigene Darstel-
lung. 

 
In jüngerer Zeit treten zusätzlich technologie- und industriepolitisch sensible Bereiche 
wie IT-Hardware, Cybersicherheit, digitale Infrastruktur sowie Pharma-nahe Gesund-
heitsbereiche wie Medizintechnik in den Vordergrund, was sich in der handelspoliti-
schen Debatte über „localization barriers to trade“ widerspiegelt (U.S. Chamber of 

Commerce Comments 2025). 

In den letzten Jahren gewann die Debatte weiter an Dynamik. Klimapolitik, geopoliti-
sche Spannungen und globale Krisen führten dazu, dass Fragen der industriellen Resili-
enz, strategischen Autonomie und Beschäftigung stärker in den Mittelpunkt rückten. In 
diesem Kontext erleben LCRs aber vor allem funktional vergleichbare Maßnahmen eine 
Renaissance – zunehmend als Bestandteil moderner Industrie- und Transformationspoli-
tik und das auch in fortgeschrittenen Volkswirtschaften. 

Die vorangehenden Abschnitte haben die Bedeutung von LCRs im historischen und in-
ternationalen Kontext eingeordnet. Die Diskussion um die Förderung lokaler Wert-
schöpfung und Unternehmen zum Zweck der Sicherung einheimischer Beschäftigung 
ist allgegenwärtig und hat in den letzten Jahren weitere Varianten des Konzeptes 
»LCR« entwickelt. Diese sind nicht notwendigerweise in der Absicht entstanden, WTO-
Regeln zu umgehen. Sie beabsichtigen jedoch, eine in der öffentlichen Debatte leicht 
vermittelbare Schutzwirkung oder Förderung für inländische Produktion zu realisieren. 
In diesem Kapitel sollen Instrumente vorgestellt und eingeordnet werden. Dabei wurde 
sich auf insgesamt elf Instrumente konzentriert, welche eine mögliche Anschlussfähig-
keit an EU-Recht finden können und somit eine praktische Umsetzbarkeit in Europa 
und Deutschland aufweisen. Dabei lassen sich vier Kategorien definieren: 

 Direkte industriepolitische Steuerungsinstrumente 
 Handels- und marktzugangsbezogene Instrumente 
 Regulatorische und strategische Steuerung 
 Finanzielle und strukturelle Rahmeninstrumente 

3  Alternative Maßnahmen/Instrumente 
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Die Instrumente dieser Kategorien werden im Folgenden kurz vorgestellt, bevor sie im 
nächsten Schritt einzeln und als Kategorie bewertet werden. Dabei sind die Instru-
mente auch im Kontext der aktuellen Diskussion um den Industrial Accelerator Act 
(IAA) zu betrachten. 

3.1 Direkte industriepolitische Steuerungsinstrumente 

Standortgebundene Subventionen  

Dieses Instrument umfasst direkte finanzielle Förderungen, die an konkrete Standor-
tentscheidungen gebunden sind. Unternehmen erhalten Zuschüsse, Investitionsbeihil-
fen oder Betriebskostenunterstützung nur dann, wenn Produktion, Forschung oder Be-
schäftigung in bestimmten Regionen erfolgt.  

Öffentliche Beschaffung mit Standortbezug  

Die öffentliche Hand nutzt ihre Rolle als Großabnehmer, um industrielle Wertschöpfung 
gezielt zu lenken. Über qualitative Kriterien, Nachhaltigkeitsanforderungen, Lieferket-
tenvorgaben oder europäische Präferenzklauseln können lokale oder regionale Anbie-
ter begünstigt werden, ohne explizite Herkunftsvorgaben zu formulieren.  

Investitionsauflagen für Unternehmen 

Investitionsauflagen sind Bedingungen, die im Zusammenhang mit Genehmigungen, 
Fördermitteln oder regulatorischen Entscheidungen auferlegt werden. Sie können Min-
destinvestitionen, Beschäftigungszusagen, Produktionskapazitäten oder langfristige 
Standortbindungen umfassen. Im Unterschied zu LCRs beziehen sie sich weniger auf 
Inhalte von Produkten, sondern stärker auf unternehmerisches Verhalten und langfris-
tige Präsenz. 

3.2 Handels- und marktzugangsbezogene Instrumente 

Handelspolitische Schutzinstrumente 

Hierzu zählen insbesondere Antidumping-, Antisubventions- und Schutzmaßnahmen, 
mit denen sich die EU gegen als unfair bewertete Importpraktiken schützt. Diese Instru-
mente zielen nicht primär auf Industrieaufbau, haben aber indirekte industriepolitische 
Effekte, da sie heimische Produzenten vor Preis- und Wettbewerbsdruck abschirmen.  

Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) 

Der CBAM ist ein klimapolitisches Instrument mit klarer industriepolitischer Nebenwir-
kung. Importierte Güter aus emissionsintensiven Produktionsprozessen werden mit 
CO2-Kosten belegt, um Wettbewerbsnachteile für europäische Produzenten auszuglei-
chen, welche vom Europäischen Emissionshandel (EU-ETS) betroffen sind.  

Exportrestriktionen für strategische Güter 

Exportbeschränkungen oder Genehmigungspflichten werden eingesetzt, um kritische 
Rohstoffe, Vorprodukte oder Schlüsseltechnologien im eigenen Wirtschaftsraum 
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verfügbar zu halten. Ziel ist nicht Protektionismus im klassischen Sinne, sondern Versor-
gungssicherheit und strategische Autonomie.  

3.3 Regulatorische und strategische Steuerung 

Nachhaltigkeits- und Umweltauflagen 

Produkt- und Prozessstandards, Umweltauflagen oder Lieferkettenregeln wirken als in-
direkte Marktzugangsvoraussetzungen. Unternehmen müssen bestimmte ökologische 
oder soziale Kriterien erfüllen, um am Markt teilnehmen zu können. Diese Anforderun-
gen sind formal nicht standortbezogen, begünstigen aber häufig Produzenten, die in 
regulierten, hochstandardisierten Wirtschaftsräumen tätig sind. 

Resilienz- und Sicherheitsanforderungen in Lieferketten (Lieferkettensorgfalt) 

Dieses Instrument umfasst Vorgaben zur Diversifizierung, Regionalisierung oder sicher-
heitspolitischen Bewertung von Lieferanten. Besonders in kritischen Infrastrukturen 
oder Schlüsselindustrien wird verlangt, Abhängigkeiten zu reduzieren und „vertrauens-
würdige“ Lieferketten aufzubauen.  

3.4 Finanzielle und strukturelle Rahmeninstrumente 

Förder- und Finanzierungsbedingungen 

Industriepolitische Steuerung erfolgt zunehmend über den Zugang zu Finanzierung. 
Förderprogramme, Kreditbedingungen, EU-Beihilferegeln oder Taxonomie-Kriterien de-
finieren, welche Projekte als förderfähig gelten. Unternehmen richten ihre Investitions-
entscheidungen entsprechend aus.  

Steuervergünstigungen für lokale Produktion 

Steuervergünstigungen für lokale Produktion knüpfen steuerliche Entlastungen gezielt 
an Produktions- oder Investitionstätigkeiten im Inland. Anders als klassische Local Con-
tent Requirements schreiben sie keine lokalen Wertschöpfungsquoten vor, sondern set-
zen finanzielle Anreize, die Standortentscheidungen beeinflussen und lokale Produktion 
wirtschaftlich attraktiver machen. Dieses Instrument ist Teil des US-amerikanischen In-
flation Reduction Act (IRA). 

Cluster- und Industrieökosystempolitik 

Ziel ist der gezielte Aufbau oder die Stärkung regionaler Industrie- und Innovationsclus-
ter. Der Staat unterstützt Infrastruktur, Forschungseinrichtungen, Qualifikation, Netz-
werke und Kooperationen. Im Vordergrund steht weniger Zwang als die Schaffung at-
traktiver Standortbedingungen. 

Staatliche Beteiligungen / Ankerinvestoren 

Der Staat tritt als direkter oder indirekter Eigentümer auf, um strategische Produktions-
kapazitäten zu sichern. Dies kann über Mehrheitsbeteiligungen, Minderheitsanteile 
oder staatlich kontrollierte Unternehmen erfolgen.  
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3.5 Kontext des Industrial Accelerator Act (IAA) 

Aktuelle industriepolitische Initiativen in der Europäischen Union verdeutlichen, dass 
staatliche Steuerung wirtschaftlicher Aktivitäten zunehmend über einen breiten Instru-
mentenmix erfolgt. Der Entwurf des Industrial Accelerator Act (IAA) steht exemplarisch 
für diesen Ansatz. Ziel ist es, Investitionen in strategisch wichtige Industrien zu be-
schleunigen, industrielle Transformation zu unterstützen und europäische Wertschöp-
fungsketten zu stärken, insbesondere in energieintensiven Branchen und bei Technolo-
gien für eine klimaneutrale Wirtschaft. 

Dabei verzichtet die europäische Industriepolitik in der Regel auf explizite Local Content 
Requirements. Stattdessen kommen vor allem indirekte Instrumente zum Einsatz, wel-
che auch Eingang in die vorliegende Bewertung finden.  

Instrumente mit starken Industrial Accelerator Act Bezug:  

 Öffentliche Beschaffung mit Standortbezug 
 Nachhaltigkeits- und Umweltauflagen 
 Resilienz- und Sicherheitsanforderungen in Lieferketten  
 Förder- und Finanzierungsbedingungen 

 
Instrumente mit indirekter oder ergänzenden Industrial Accelerator Act Bezug: 

 Standortgebundene Subventionen 
 Investitionsauflagen für Unternehmen 
 Cluster- und Industrieökosystempolitik 

 
Diese Maßnahmen können Investitionsentscheidungen, Produktionsstrukturen und 
Nachfrage innerhalb der Europäischen Union beeinflussen, ohne formale Vorgaben zur 
Nutzung lokaler Vorleistungen zu enthalten. 

Vor diesem Hintergrund lassen sich verschiedene Instrumententypen unterscheiden, 
über die industriepolitische Ziele verfolgt werden können. Die folgenden Abschnitte 
stellen zentrale Instrumente vor und ordnen sie hinsichtlich ihrer Funktionsweise und 
ihrer möglichen industriepolitischen Wirkungen ein. 

3.6 Vergleich der Instrumente anhand von Kriterien 

Ziel dieser qualitativen Analyse ist es, industriepolitische Maßnahmen systematisch da-
nach zu bewerten, wie sie zur Stärkung der heimischen Wertschöpfung beitragen und 
in welchem Maße sie funktional mit klassischen Local Content Requirements vergleich-
bar sind. In vielen Ländern, insbesondere in der Europäischen Union, werden solche di-
rekten Vorgaben jedoch höchstens eingeschränkt eingesetzt. Stattdessen kommen die 
im vorangegangenen Abschnitt vorgestellten alternativen Instrumente zum Einsatz oder 
könnten zukünftig zum Einsatz kommen. 

3.6.1 Methodisches Vorgehen 

Zur systematischen Einordnung der vorgestellten industriepolitischer Instrumente wird 
im Dossier ein analytisches Kriterienraster verwendet. Ziel dieser Kriterien ist es, unter-
schiedliche Maßnahmen vergleichbar zu machen und ihre Nähe oder Distanz zu klassi-
schen Local Content Requirements sichtbar zu machen. Dabei geht es nicht um eine 
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normative Bewertung einzelner Instrumente, sondern um eine strukturierte Beschrei-
bung ihrer Funktionsweise und ihrer Eingriffstiefe in wirtschaftliche Entscheidungen. 

Die Analyse stützt sich auf eine Auswertung einschlägiger Literatur und der WTO-
Rechtsprechung, der OECD-Industriepolitik sowie der europäischen Beihilfen- und In-
dustriepolitik. Die Bewertung erfolgt als strukturierte qualitative Einschätzung, wie sie 
in Policy-Analysen üblich ist. 

Dafür wird ein LCR-Ähnlichkeitsindex gebildet, welcher vier Kriterien bewertet und ein-
ordnet. 

Ein erstes zentrales Kriterium ist der Verpflichtungsgrad eines Instruments. Dieses Kri-
terium beschreibt, in welchem Ausmaß staatliche Maßnahmen Unternehmen verbindli-
che Vorgaben machen oder lediglich Anreize setzen. Klassische Local Content Require-
ments stellen in diesem Sinne ein stark verpflichtendes Instrument dar, da sie Unterneh-
men direkt dazu verpflichten, einen bestimmten Anteil ihrer Produktion oder ihrer Vor-
leistungen lokal zu erbringen. Andere Maßnahmen greifen weniger direkt ein. Förder-
programme, steuerliche Anreize oder Subventionen können beispielsweise lokale Wert-
schöpfung begünstigen, ohne sie zwingend vorzuschreiben. Der Verpflichtungsgrad 
reicht damit von rein freiwilligen oder anreizbasierten Maßnahmen bis hin zu verbindli-
chen regulatorischen Vorgaben. Für die industriepolitische Praxis ist diese Unterschei-
dung relevant, weil der Grad der Verbindlichkeit häufig auch mit unterschiedlichen 
rechtlichen Risiken, wirtschaftlichen Anpassungskosten und politischen Steuerungs-
möglichkeiten verbunden ist. 

Ein zweites Kriterium betrifft die Eingriffstiefe eines Instruments in unternehmerische 
Produktions- und Beschaffungsentscheidungen. Während einige Maßnahmen lediglich 
den wirtschaftlichen Rahmen verändern – etwa durch allgemeine Förderprogramme, 
Infrastrukturpolitik oder steuerliche Anreize – greifen andere Instrumente direkt in un-
ternehmerische Entscheidungen ein. Local Content Requirements gehören zu den In-
strumenten mit besonders hoher Eingriffstiefe, da sie konkrete Vorgaben zur Struktur 
von Lieferketten oder Produktionsprozessen enthalten können. Maßnahmen mit gerin-
gerer Eingriffstiefe beeinflussen dagegen eher die wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen, innerhalb derer Unternehmen ihre Entscheidungen treffen. Die Eingriffstiefe eines 
Instruments bestimmt damit wesentlich, wie stark staatliche Politik die Organisation 
von Wertschöpfungsketten tatsächlich steuert. 

Ein drittes Kriterium ist die Standortspezifik eines Instruments. Dieses Kriterium be-
schreibt, in welchem Maß eine Maßnahme darauf abzielt, wirtschaftliche Aktivitäten an 
einen bestimmten geografischen Standort zu binden. Local Content Requirements sind 
per Definition stark standortspezifisch, da sie explizit die Nutzung lokaler Produktions-
kapazitäten oder Vorleistungen verlangen. Andere industriepolitische Instrumente kön-
nen ebenfalls standortbezogene Wirkungen entfalten, ohne dies ausdrücklich vorzu-
schreiben. Förderprogramme, Investitionsbeihilfen oder industriepolitische Strategien 
können beispielsweise gezielt darauf ausgerichtet sein, bestimmte Produktionskapazitä-
ten im Inland oder in einem bestimmten Wirtschaftsraum aufzubauen. Die Standort-
spezifik eines Instruments ist insbesondere im Kontext internationaler Wertschöpfungs-
ketten von Bedeutung, da sie beeinflusst, wie stark Produktionsprozesse regional kon-
zentriert oder international verteilt werden. 

Ein viertes Kriterium betrifft schließlich die Zielorientierung der jeweiligen Maßnahme. 
Industriepolitische Instrumente verfolgen häufig mehrere Ziele gleichzeitig, etwa die 
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Förderung von Innovation, die Sicherung strategischer Industrien, die Unterstützung re-
gionaler Entwicklung oder die Schaffung von Beschäftigung. Local Content Require-
ments sind typischerweise auf die Förderung lokaler Wertschöpfung und industrieller 
Entwicklung ausgerichtet, können jedoch auch mit anderen Zielen verbunden sein, 
etwa mit energiepolitischen oder technologiepolitischen Strategien. Die Zielorientierung 
eines Instruments beeinflusst maßgeblich seine Ausgestaltung sowie seine politischen 
und wirtschaftlichen Wirkungen. In der Praxis sind viele Maßnahmen Teil umfassender 
industriepolitischer Strategien, in denen wirtschafts-, technologie-, klima- oder beschäf-
tigungspolitische Ziele miteinander verknüpft werden. 

Die Kombination dieser vier Kriterien – Verpflichtungsgrad, Eingriffstiefe, Standortspezi-
fik und Zielorientierung – ermöglicht eine systematische Einordnung unterschiedlicher 
industriepolitischer Instrumente. Sie verdeutlicht, dass klassische Local Content Require-
ments nur einen spezifischen Punkt innerhalb eines breiteren Spektrums staatlicher 
Steuerungsinstrumente darstellen. Viele Maßnahmen moderner Industriepolitik bewe-
gen sich zwischen indirekten Anreizstrukturen und stärker regulativen Eingriffen und 
können je nach Ausgestaltung unterschiedliche Grade an Verpflichtung, Eingriffstiefe 
und Standortbindung aufweisen. 

Jedes Kriterium wird auf einer Skala von 0 bis 10 bewertet. 

Die Bewertung für den Verpflichtungsgrad ist im Folgenden beispielhaft in Tabelle 1 
skizziert. 

Tabelle 1: Einordnung Verpflichtungsgrad. Quelle: Eigene Darstellung. 
 
 

Verpflichtungsgrad 
 

Wert Bedeutung Einordnung: 

0 Keine staatliche Einflussnahme;  
rein marktwirtschaftliche Entscheidung 

 
 
 

0–3:  
 Freiwilligkeit  

dominiert 

1 Sehr schwacher Anreiz ohne  
messbare Lenkungswirkung  

2 Leichter finanzieller Vorteil, rein freiwillig 

3 Spürbarer Anreiz, aber ohne  
strukturellen Zwang 

4 Erwartungshaltung des Staates,  
aber rechtlich nicht bindend 

 
4–6:  

 Mischform aus 
Anreiz und fak-
tischem Zwang 

5 Konditionalität: Vorteil nur bei  
Erfüllung bestimmter Bedingungen 

6 Starker finanzieller oder  
regulatorischer Druck 

7 Quasi-verpflichtend:  
Kaum wirtschaftlich zu umgehen 

 
7–9:  

De-facto- 
Verpflichtung 8 Formelle Pflicht in bestimmten  

Sektoren oder Konstellationen 
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9 Breite gesetzliche Verpflichtung mit  
wenigen Ausnahmen 

10 Harte, universelle Pflicht mit klarer Quote und 
Sanktionen 

10:  
klassische 

LCRs 

 
 
 0  1  2  3  4  5  6  7  8  9 10 

  

Freiwilligkeit   Mischform aus         De-facto            
dominiert  Anreiz und         Verpflichtung     Klassische 
faktischem Zwang           LCRs 
 
 
Abbildung 3: Skala 0-10 LCR-Ähnlichkeitsindex. Quelle: Eigene Darstellung. 
 

3.6.2 Bewertung und Einordnung 

In der nachfolgenden Tabelle 2 werden die Instrumente anhand ihrer Ähnlichkeit zur in 
den vorherigen Kapiteln beschriebenen Logik der Local Content Requirements einge-
ordnet. Auf Basis dieser Bewertung lässt sich für die vier Überkategorien eine Einord-
nung hinsichtlich der Anschlussfähigkeit und Wirkung in der EU und in Deutschland 
ableiten.  

Tabelle 2: Gesamtübersicht Bewertung der Instrumente. Quelle: Eigene Darstellung. 
 

Instrument 
Verpflich-
tungsgrad 

Eingriffs-
tiefe 

Standort-
spezifität 

Zielorien- 
tierung 

Local Content  
Requirements (LCRs) 

10 10 10 10 

Standortgebundene Subven-
tionen 

7 8 9 7 

Öffentliche Beschaffung mit 
Standortbezug 

8 7 7 8 

Investitionsauflagen 6 7 7 7 

Handelspolitische Schutzin-
strumente 

5 5 5 4 

Carbon Border Adjustment 
Mechanism (CBAM) 

5 7 5 5 

Exportrestriktionen  
(strategische Güter) 

7 6 8 6 

Nachhaltigkeits- &  
Umweltauflagen 

3 5 2 4 
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Resilienz- &  
Sicherheitsanforderungen 

4 7 6 6 

Förder- &  
Finanzierungsbedingungen 

2 8 4 6 

Cluster- & Industrieökosys-
tempolitik 

2 4 3 5 

Staatliche Beteiligungen / 
Ankerinvestoren 

7 9 7 8 

Steuergutschrift für lokale 
Produktion 

5 4 8 8 

 
Direkte industriepolitische Steuerungsinstrumente 

Direkte industriepolitische Steuerungsinstrumente stehen den klassischen Local Content 
Requirements funktional am nächsten. Da sie unmittelbar auf Standort-, Investitions- 
und Produktionsentscheidungen von Unternehmen einwirken, wurden diese in ihrer 
Ähnlichkeit zu LCRs relativ hoch bewertet, wie auch in Abbildung 2 dargestellt.  

 

Abbildung 4: Direkte industriepolitische Steuerungselemente - Bewertung.  
Quelle: Eigene Darstellung. 

 
Eine zentrale Rolle spielen dabei standortgebundene Subventionen. Diese koppeln fi-
nanzielle Förderung an Investitionen oder Produktionsaktivitäten in bestimmten Regio-
nen und schaffen damit starke Anreize für lokale Wertschöpfung. Sie werden in der EU 
breit eingesetzt, etwa im Rahmen der Important Projects of Common European Interest 
(IPCEI) in den Bereichen Batterien, Wasserstoff und Halbleiter (Europäische Kommission 
2021). Dabei sind standortgebundene Subventionen keine Garantie für den Erfolg einer 
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Unternehmung und dabei mit hohem fiskalischem Aufwand verbunden. Hinzu kommt 
die Gefahr von Subventionswettläufen zwischen Mitgliedstaaten (Hottenrott et al. 
2025).  

Auch die öffentliche Beschaffung wird zunehmend genutzt, um industriepolitische Ziele 
zu verfolgen. Über qualitative Kriterien wie Nachhaltigkeit, Innovationsfähigkeit oder 
Versorgungssicherheit können lokale oder europäische Anbieter indirekt begünstigt 
werden, ohne explizite Herkunftsvorgaben zu machen (Europäische Kommission 2014). 
Das Instrument ist zwar politisch gut legitimiert, jedoch ist damit ein erhöhter administ-
rativer Aufwand verbunden.  

Ergänzend kommen Investitionsauflagen zum Einsatz, die Genehmigungen oder Förde-
rungen an konkrete Investitions-, Kapazitäts- oder Beschäftigungszusagen knüpfen. Sie 
finden sich insbesondere bei großen Einzelprojekten oder strategischen Industrieansied-
lungen und ermöglichen eine gezielte, projektbezogene Steuerung (European Court of 
Auditors 2021).  

Insgesamt zeigt sich, dass direkte industriepolitische Steuerungsinstrumente in der EU 
nicht abgeschafft, sondern institutionell transformiert wurden. Ihre Nähe zur LCR-Logik 
bleibt hoch, ihre Ausgestaltung erfolgt jedoch überwiegend indirekt, konditional und 
rechtlich abgesichert, um Konflikte mit dem europäischen und internationalen Rechts-
rahmen zu vermeiden. 

Handels- und marktzugangsbezogene Instrumente 

Aus europäischer Sicht bieten handels- und marktzugangsbezogene Instrumente meh-
rere strukturelle Vorteile gegenüber klassischen Local Content Requirements. Ihr zentra-
ler Vorteil liegt in der hohen rechtlichen Anschlussfähigkeit: Antidumpingmaßnahmen 
(GATT VI und EU-Antidumping-Grundverordnung) (Europäische Union 2016), CO2-
Grenzausgleichsmechanismen (Europäisches Parlament 2022) oder Exportkontrollen 
lassen sich in bestehende WTO-Regeln, die EU-Handelspolitik und internationale Ab-
kommen einbetten. Dadurch sind sie politisch leichter durchsetzbar und rechtlich ro-
buster als explizite Vorgaben zur lokalen Wertschöpfung. Gleichzeitig ermöglichen sie 
eine systemische Steuerung von Wettbewerbsbedingungen, indem sie Preis- und Kos-
tenstrukturen beeinflussen, ohne unmittelbar in unternehmerische Entscheidungsfrei-
heit einzugreifen (Ploeger und Prutsch 2025). 

Handels- und marktzugangsbezogene Instrumente schaffen Rahmenbedingungen, ga-
rantieren aber nicht, dass tatsächlich neue Wertschöpfung oder Investitionen in der EU 
entstehen. Unternehmen können auf veränderte Handelsbedingungen auch mit Preis-
anpassungen, Lieferkettenverlagerungen oder technologischen Ausweichstrategien rea-
gieren (Hüther et al. 2023). 

Hinzu kommt das Risiko handelspolitischer Gegenreaktionen. Schutzmaßnahmen, 
Grenzausgleichssysteme oder Exportrestriktionen können zu Vergeltungsmaßnahmen 
führen und internationale Spannungen verschärfen. Gerade für eine stark exportorien-
tierte Wirtschaftsregion wie die EU stellt dies einen relevanten Zielkonflikt dar (Körner 
und Ullrich 2025). Zudem sind insbesondere neue Instrumente wie CBAM mit einem 
hohen administrativen und regulatorischen Aufwand verbunden – sowohl für Behörden 
als auch für Unternehmen (Deloitte 2026). 
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Abbildung 5: Handels- und marktzugangsbezogene Instrumente - Bewertung. Quelle: Eigene Dar-
stellung. 

 
In der Summe können sich handels- und marktzugangsbezogene Instrumente gut als 
ergänzende und absichernde Maßnahmen innerhalb einer breit angelegten Industrie-
politik bewähren. 

Regulatorische und strategische Steuerung 

Regulatorische und strategische Steuerungsinstrumente wirken primär über Rahmenbe-
dingungen, nicht durch direkte Produktions- oder Herkunftsvorgaben. Sie ähneln klassi-
schen Local Content Requirements nur indirekt, da sie Standards und Prioritäten festle-
gen, die Standortentscheidungen mittel- bis langfristig beeinflussen. In der EU werden 
sie eingesetzt, um industriepolitische Ziele mit Binnenmarkt- und Wettbewerbsrecht zu 
verbinden (Ploeger und Prutsch 2025). 

Ein wesentliches Instrument sind regulatorische Standards, etwa im Umwelt-, Klima- 
oder Produktrecht. Anforderungen an Emissionen, Energieeffizienz oder Recycling be-
einflussen Produktionskosten und technologische Anforderungen und begünstigen 
häufig Standorte, die frühzeitig in entsprechende Fähigkeiten investiert haben. Ohne 
explizite Lokalisierungsvorgaben entfalten solche Standards eine faktische Lenkungswir-
kung zugunsten europäischer Wertschöpfung (Europäische Kommission 2026c). 

Ergänzt werden diese Vorgaben durch strategische Leitlinien und Zielbilder, insbeson-
dere im Rahmen des Europäischen Green Deals, der EU-Industriestrategie oder des Net-
Zero Industry Act. Diese definieren Schlüsseltechnologien und Kapazitätsziele für Eu-
ropa und lenken Investitionen, Förderprogramme und regulatorische Aufmerksamkeit 
in gewünschte Bereiche (Europäische Kommission 2026b). 
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Hinzu kommen Resilienz- und Autonomiestrategien, etwa im Bereich kritischer Roh-
stoffe oder Energie. Initiativen wie der Critical Raw Materials Act zielen darauf ab, Ab-
hängigkeiten zu reduzieren und europäische Kapazitäten abzusichern, ohne formale 
Produktionsquoten vorzuschreiben (Europäische Kommission 2026a).  

 

Abbildung 6: Regulatorische und strategische Steuerung - Bewertung. Quelle: Eigene Darstellung. 
 

Diese Instrumente bieten rechtliche Stabilität und langfristige Effekte, unterscheiden 
sich in ihrer indirekten und nachhaltigen Steuerung von klassischen LCRs und bilden 
eine Basis für weitere industriepolitische Maßnahmen. 

Finanzielle und strukturelle Rahmeninstrumente 

Finanzielle und strukturelle Rahmeninstrumente – insbesondere Förder- und 
Finanzierungsbedingungen, Cluster- und Industrieökosystempolitik, staatliche 
Beteiligungen bzw. Ankerinvestitionen sowie Steuervergünstigungen für lokale 
Produktion – verfolgen das Ziel, industrielle Wertschöpfung über ökonomische Anreize 
und strukturelle Voraussetzungen zu fördern, nicht über verbindliche Vorgaben. Dabei 
ist ihre Steuerungslogik vor allem indirekt, gleichzeitig ist ihre Nähe zu LCR-Logik 
insgesamt deutlich unterschiedlich. 

Ein zentraler Vorteil liegt in ihrer politischen und rechtlichen Anschlussfähigkeit: Auf 
Anreizen basierend, passen sie zum EU-Binnenmarkt- und Beihilferecht und lassen sich 
flexibel mit Zielen aus Innovation, Klima oder Regionalpolitik kombinieren. Bei 
Kombinationen können Synergien entstehen, allerdings birgt eine mangelnde 
Koordination Risiken negativer Auswirkungen und hoher Kosten. Förderbedingungen 
sowie Clusterpolitik verbessern langfristig Standortattraktivität und Resilienz, während 
staatliche Beteiligungen Schlüsselkapazitäten sichern (Leipprand et al. 2025). 

Steuervergünstigungen für lokale Produktion erweitern dieses Instrumentenspektrum 
um einen Ansatz, welcher bereits im IRA der Vereinigten Staaten von Amerika 
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Anwendung gefunden hat und eine vergleichsweise hohe Standortbindung erzeugt, 
ohne formale Verpflichtungen einzuführen (Internal Revenue Service 2022; ifo Institut). 

Maßnahmen wie Clusterpolitik oder allgemeine Förderprogramme garantieren keine 
lokale Wertschöpfung, sondern erhöhen lediglich deren Wahrscheinlichkeit. Staatliche 
Beteiligungen bergen darüber hinaus Risiken politischer Fehlsteuerung, während 
steuerliche Vergünstigungen – sofern sie stark standortgebunden ausgestaltet sind – 
rechtliche und handelspolitische Spannungen auslösen können (Aiginger et al. 2019). 

 

Abbildung 7: Finanzielle und strukturelle Rahmeninstrumente. - Bewertung. Quelle: Eigene Dar-
stellung. 

 
Finanzielle und strukturelle Rahmeninstrumente nehmen innerhalb der Industriepolitik 
eine unterstützende Rolle ein. Sie wirken primär über die Gestaltung wirtschaftlicher 
und institutioneller Rahmenbedingungen und bestimmen damit den Kontext, in dem 
gezieltere und stärker steuernde Instrumente eingesetzt werden. 

4  Fazit 

Das Dossier zeigt, dass Local Content Requirements vor allem als Referenzmodell für 
eine bestimmte Form staatlicher Steuerung zu verstehen sind: eine direkte, 
verpflichtende und stark standortgebundene Einflussnahme auf wirtschaftliche 
Aktivitäten. In der praktischen Industriepolitik – insbesondere in der Europäischen 
Union – tritt diese Form jedoch zunehmend in den Hintergrund. 
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An ihre Stelle tritt ein breites Spektrum alternativer Instrumente, die vergleichbare Ziele 
verfolgen, jedoch über andere Wirkungsmechanismen verfügen. Diese reichen von 
direkten Eingriffen wie standortgebundenen Subventionen und Investitionsauflagen bis 
hin zu indirekten Ansätzen wie regulatorischen Standards, strategischer öffentlicher 
Beschaffung oder finanziellen Rahmenbedingungen. 

Die Analyse macht deutlich, dass sich moderne Industriepolitik weniger durch einzelne 
Instrumente als durch deren Kombination auszeichnet. Unterschiedliche Maßnahmen 
wirken auf verschiedenen Ebenen – von kurzfristigen Investitionsanreizen bis hin zu 
langfristigen strukturellen Veränderungen – und entfalten ihre Wirkung insbesondere 
im Zusammenspiel. 

Für die wirtschaftspolitische Praxis bedeutet dies, dass die Diskussion nicht auf die 
Frage „LCRs ja oder nein“ verengt werden sollte. Entscheidend ist vielmehr, wie 
unterschiedliche Instrumente zielgerichtet eingesetzt und miteinander kombiniert 
werden können, um industrielle Wertschöpfung, Resilienz und Transformation effektiv 
zu unterstützen. 

Damit verschiebt sich der Fokus von einzelnen Maßnahmen hin zu einer integrierten 
industriepolitischen Strategie, in der LCRs nur einen – zunehmend nachgeordneten – 
Referenzpunkt darstellen. 
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